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Änderungshistorie  

Fassung vom 01.07.2026 

• Vollständige Überarbeitung aufgrund gesetzlicher Änderungen (v. a. 13. SGB-II-Änderungs
gesetz), insbesondere: 
o Wegfall des Aufstockungs- und Umgehungsverbots 
o Darstellung besonders zu berücksichtigender Personengruppen 
o Begrenzung maximal einzusetzender Haushaltsmittel auf 10 % der nach § 46 Abs. 2 

SGB II zugeteilten Eingliederungsmittel und Verpflichtungsermächtigungen 

• Aufnahme spezieller Kapitel zu Förderungen, die im Rahmen der Freien Förderung beson
dere Relevanz haben (z. B. Gesundheits- oder Sprachförderung) 

• Ergänzung zu Berichtspflichten des Trägers bei Maßnahmeteilnahmen 

• Ergänzung der Regelungen zu Dokumentation, Ermessen und Fachaufsicht 

• Entfernung der Marginalien zur Herstellung von Barrierefreiheit 

• Harmonisierung des Aufbaus mit anderen Fachlichen Weisungen (z. B. § 16e SGB II) 
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§ 16f SGB II Freie Förderung 
(1) 1Die Agentur für Arbeit kann bis zu 10 Prozent der nach § 46 Absatz 2 auf sie entfallenden 
Eingliederungsmittel für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit einsetzen und die Möglichkeiten 
der gesetzlich geregelten Eingliederungsleistungen durch freie Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit erweitern. 2Die freien Leistungen müssen den Zielen und Grundsätzen dieses Buches ent
sprechen. 
(2) 1Die Ziele der Leistungen sind vor Förderbeginn zu beschreiben. 2Eine Kombination oder Mo
dularisierung von Inhalten ist zulässig. 3Freie Leistungen sind insbesondere vorgesehen für 
1. Langzeitarbeitslose, 
2. erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und 
deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen be
sonders erschwert ist, und 
3. erwerbsfähige Leistungsberechtigte, bei denen im Beratungsgespräch Bedarfe an gesund
heitsfördernden Maßnahmen oder Rehabilitationsbedarfe festgestellt wurden,  
bei denen in angemessener Zeit von in der Regel sechs Monaten nicht mit Aussicht auf Erfolg 
auf einzelne Gesetzesgrundlagen dieses Buches oder des Dritten Buches zurückgegriffen wer
den kann. 4Bei Leistungen an Arbeitgeber ist darauf zu achten, Wettbewerbsverfälschungen zu 
vermeiden. 5Projektförderungen im Sinne von Zuwendungen sind nach Maßgabe der §§ 23 und 
44 der Bundeshaushaltsordnung zulässig. 6Bei längerfristig angelegten Förderungen ist der Er
folg regelmäßig zu überprüfen und zu dokumentieren. 
 
§ 16g SGB II Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit 
(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen während einer Maßnahme zur Ein
gliederung, kann sie weiter gefördert werden, wenn dies wirtschaftlich erscheint und die oder der 
Erwerbsfähige die Maßnahme voraussichtlich erfolgreich abschließen wird. 
(2) 1Zur nachhaltigen Eingliederung in Arbeit können Leistungen nach dem Ersten Abschnitt des 
Dritten Kapitels, nach § 44 oder § 45 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des Dritten Buches oder nach 
§ 16a, § 16f oder § 16k bis zu sechs Monate nach Beschäftigungsaufnahme auch erbracht wer
den, wenn die Hilfebedürftigkeit der oder des Erwerbsfähigen aufgrund des zu berücksichtigen
den Einkommens entfallen ist. 2Während der Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend. 
(3) … 
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1. Präambel 

1.1 Rechtsgrundlagen 
Die maßgeblichen Rechtsgrundlagen für die vorliegenden Fachlichen Weisungen sind 

• § 16f SGB II (Freie Förderung), 

• § 16g SGB II (Wegfall der Hilfebedürftigkeit), 

• §§ 23, 44 Bundeshaushaltsordnung (BHO) und die einschlägigen Verwaltungsvorschriften 
der BHO (VV-BHO) für Projektförderungen. 

Die Fachlichen Weisungen werden ergänzt durch die Arbeitshilfe zur Projektförderung. 

1.2 Ziele und Grundsätze 
Die Freie Förderung nach § 16f SGB II gibt den gemeinsamen Einrichtungen (gE) flexible 
Handlungsmöglichkeiten für die individuelle Unterstützung von erwerbsfähigen Leistungs
berechtigten (ELB) bei deren Eingliederung in Arbeit und Ausbildung. Sie bietet Raum für die 
Entwicklung neuer Ideen. Dabei ermöglicht sie zusätzliche Gestaltungsspielräume, um für 
ELB passgenaue Maßnahmen zu entwickeln und Leistungen zu fördern, die auf eine andere 
Weise der Aktivierung, Stabilisierung, beruflichen Eingliederung oder Betreuung dienen.  
Die Freie Förderung kann sowohl durch die Modifizierung gesetzlich geregelter Eingliede
rungsleistungen (Basisinstrumente) als auch durch die Entwicklung eigenständiger freier Leis
tungen umgesetzt werden. Soweit eine freie Leistung an ein Basisinstrument anknüpft, können 
dessen Voraussetzungen, Art, Umfang, Dauer oder Zielgruppe angepasst werden, sofern dies 
zur Erreichung der individuellen Eingliederungsstrategie erforderlich ist und den Zielen und 
Grundsätzen des SGB II entspricht. 
Die Entwicklung von freien Leistungen ist insbesondere vorgesehen für die in § 16f Abs. 2 
Satz 3 SGB II benannten Zielgruppen: 

• Langzeitarbeitslose, 

• erwerbsfähige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemm
nissen besonders erschwert ist, und 

• erwerbsfähige Leistungsberechtigte, bei denen im Beratungsgespräch Bedarfe an gesund
heitsfördernden Maßnahmen oder Rehabilitationsbedarfe festgestellt wurden. 

Diese Personengruppen verfügen in vielen Fällen über multiple Vermittlungshemmnisse, für 
deren Beseitigung die Basisinstrumente nicht ausreichen. 
Bei der Planung, Auswahl und Durchführung von Maßnahmen nach § 16f SGB II sind ge
schlechtsspezifische Belange angemessen zu berücksichtigen. Ein besonderes Augenmerk 
liegt dabei auf der Förderung der wirtschaftlichen Eigenständigkeit von Frauen. Der Gleich
stellungsgrundsatz nach § 1 SGB II ist als durchgängiges Prinzip zu beachten. 
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2. Regelungen zur Umsetzung 

2.1 Förderfähiger Personenkreis 
Zum förderfähigen Personenkreis zählen grundsätzlich alle ELB nach dem SGB II. Besonders 
im Fokus für die Entwicklung und Erbringung von freien Leistungen stehen die in § 16f Abs. 2 
Satz 3 SGB II genannten Personengruppen. 
Förderleistungen können auch für Personen erbracht werden, die trotz (Erwerbs-)Einkommen 
weiterhin hilfebedürftig sind (sog. Erwerbsaufstocker). Da diese bereits in den Arbeitsmarkt 
integriert sind, ist individuell zu prüfen, ob der Einsatz von Leistungen der Freien Förderung 
bezogen auf die Verringerung oder Beendigung der Hilfebedürftigkeit zielführend und wirt
schaftlich ist. Das Ergebnis dieser Prüfung ist aussagekräftig zu dokumentieren. 
Leistungen der Freien Förderung können nach § 16g Abs. 2 SGB II zur nachhaltigen Einglie
derung in Arbeit bis zu 6 Monate nach Beschäftigungsaufnahme erbracht werden, auch wenn 
die Hilfebedürftigkeit aufgrund des zu berücksichtigenden Einkommens entfallen ist. 
Leistungen der Freien Förderung können auch an Rehabilitandinnen und Rehabilitanden er
bracht werden (§ 5 Abs. 5 SGB II). Dies wird auch mit der Benennung der Zielgruppe in § 16f 
Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 SGB II deutlich. Die speziellen Voraussetzungen für eine Förderung von 
Rehabilitandinnen und Rehabilitanden sind in den FW zu § 5 SGB II und § 22 SGB III be
schrieben. Die Erfüllung dieser speziellen Voraussetzungen wird durch den zuständigen Reha-
Träger im Teilhabeplan nach § 19 SGB IX dokumentiert. 
Ausgenommen von einer Förderung nach § 16f SGB II sind Personen, die neben den Leistun
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts auch Arbeitslosengeld nach dem SGB III erhalten 
(sog. Aufstockende). Eingliederungsleistungen werden für diese Personengruppe ausschließ
lich durch die Agenturen für Arbeit (AA) erbracht. Die Gewährung von Eingliederungsleistun
gen des SGB II ist damit ausgeschlossen. 

2.2 Produkteinsatz im Kontext des 4-Phasen-Modells der Integrationsarbeit 
(4PM) 

Im Rahmen des Eingliederungsprozesses nach dem 4-Phasen-Modell ist eine zielorientierte 
Stärken- und Schwächenanalyse (Potenzialanalyse im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 SGB 
II) durchzuführen.  
Auf dieser Grundlage prüft die Integrationsfachkraft (IFK), ob Basisinstrumente außerhalb der 
Freien Förderung zur Verfügung stehen, mit denen das Förderziel in vergleichbarer Weise 
erreicht werden kann. Als Ergebnis dieser Prüfung entscheidet die IFK, ob die Freie Förderung 
als Instrument zur Umsetzung der individuellen Eingliederungsstrategie notwendig und ziel
führend ist; das heißt ob die Modifizierung eines Basisinstruments bzw. die Entwicklung einer 
freien Leistung bei der Umsetzung der Eingliederungsstrategie unterstützen kann. 
Voraussetzung für die Gewährung freier Leistungen ist darüber hinaus eine individuelle Prog-
noseentscheidung durch die IFK (2.4.4). 

2.3 Kooperationsplan, Mitwirkung, Rechtsfolgen 
Die Förderung nach § 16f SGB II soll in den Kooperationsplan aufgenommen werden (vgl. 
Fachliche Weisungen zu §§ 15 und 15a SGB II). 
Erbringen Leistungsberechtigte die aus dem Kooperationsplan folgenden Schritte zur Einglie-
derung nicht (hier: Teilnahme an einer nach § 16f SGB II geförderten Maßnahme oder einem 
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Projekt), ohne dass hierfür ein wichtiger Grund vorliegt, verpflichtet die IFK sie durch schriftli
che Verwaltungsakte zur Vornahme der erforderlichen Mitwirkungshandlungen (§ 15a Abs. 
2 SGB II). 
Auf die Regelungen zu Leistungsminderungen bei Pflichtverletzungen (vgl. Fachliche Weisun
gen §§ 31, 31a, 31b SGB II) wird verwiesen.  

2.4 Gestaltungsmöglichkeiten der Freien Förderung 

2.4.1 Entwicklung freier Leistungen 
Die Freie Förderung ermöglicht die Entwicklung freier Leistungen.  
Dies kann umgesetzt werden, indem 

• Aktivierungs-, Eingliederungs-, Stabilisierungs- oder Betreuungsleistungen entwickelt und 
eingesetzt werden, die über die Möglichkeiten der Basisinstrumente hinausgehen und 
dadurch eine zielführendere Leistungserbringung generiert werden soll, die sich positiv 
auf die Aktivierung und den angestrebten Eingliederungserfolg auswirkt. Dabei können 
auch Elemente von Basisinstrumenten einfließen. 

• Basisinstrumente modifiziert werden, z. B. hinsichtlich der zulässigen Förderdauer oder 
Förderhöhe, 

• Basisinstrumente auch anderen als den gesetzlich vorgesehenen Personengruppen 
zugänglich gemacht werden, 

• Basisinstrumente um Elemente angereichert werden, die nicht dem SGB II oder III zuzu
rechnen sind, z. B. Elemente der Gesundheitsförderung, soweit diese Elemente nicht den 
alleinigen Inhalt der Eingliederungsleistung darstellen. Mögliche Anknüpfungspunkte 
können beispielsweise erfolgreiche Rehapro-Projekte bzw. Elemente des Programms 
"teamw()rk für Gesundheit und Arbeit“ sein. 

Die Entwicklung freier Leistungen folgt ebenso wie der Einsatz von Basisinstrumenten den 
Zielen und Grundsätzen des SGB II. Hierzu gehört, dass die freien Leistungen  

• auf die Überwindung, Verringerung oder Vermeidung von Hilfebedürftigkeit durch 
Eingliederung in Arbeit ausgerichtet sein müssen und dem Grundsatz von Fordern und 
Fördern entsprechen (§§ 1, 2 SGB II) bzw. 

• dem Erhalt, der Verbesserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit gemäß § 2 
Abs. 2 Satz 4 Nr. 2 SGB II dienen, 

• für die Eingliederung der bzw. des betreffenden ELB in Arbeit oder Ausbildung erforder
lich sind und die Umstände des konkreten Einzelfalls berücksichtigen (§§ 3 Abs. 1, 14 
SGB II), 

• vorrangig die unmittelbare Aufnahme einer Ausbildung oder Erwerbstätigkeit ermög
lichen sollen (§ 2 Abs. 1 Satz 3; § 3 Abs. 1 Satz 3 SGB II) bzw. zur Stabilisierung beste
hender Arbeitsverhältnisse gewährt werden, sofern es sich um beschäftigte ELB han
delt, 

• die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit beachten (§ 3 Abs. 3; § 14 Abs. 
4 SGB II). 
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2.4.2 Kombination von Förderleistungen  
Für eine Kombination unveränderter Basisinstrumente ist keine freie bzw. modifizierte Leistung 
erforderlich, da die Förderung auf Grundlage der kombinierten Basisinstrumente erfolgen 
kann.  
Eine Kombination der Freien Förderung nach § 16f SGB II mit Leistungen Dritter kann im Sinne 
einer ganzheitlichen Unterstützung zielführend sein. Die verzahnten Förderungen können so
wohl parallel als auch nacheinander eingesetzt werden.  
Beispiel hierfür kann die parallele Durchführung von Leistungen der Freien Förderung mit ei
nem Berufssprachkurs (BSK) des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) sein, so
weit die Voraussetzungen für eine BSK-Teilnahme vorliegen (siehe 3.5 sowie Fachliche Wei
sungen zur Deutschförderung SGB II). 

2.4.3 Grenzen freier Leistungen 
Weil Inhalt und Reichweite der freien Leistungen weitgehend frei definiert werden können, 
müssen die Grenzen des vorrangigen Rechts und die Bezüge zu anderen Leistungssystemen 
sorgfältig geprüft und mit der Förderentscheidung dokumentiert werden. 
Der Wegfall des Aufstockungs- und Umgehungsverbots befreit nicht davon, höherrangi
ges und zwingendes Recht (z. B. EU-Recht) zu beachten und eine sorgfältige Ermessensent
scheidung durchzuführen. 
Daher bleiben folgende Grenzen auch bei der Entwicklung freier Leistungen zu beachten: 

• gesetzlich vorgeschriebene Verfahrensvorschriften bzw. Beschaffungswege (Vergabe-, 
Gutschein- und Zulassungsverfahren) bei der ansonsten unveränderten Nutzung von 
Basisinstrumenten (z. B. FbW) - diese Regelungen gewährleisten eine hohe Qualität bei 
Maßnahmeträgern und Maßnahmeinhalten, die insbesondere bei langzeitarbeitslosen 
Menschen oder vulnerablen Personengruppen besonders wichtig sind.  

• haushalts- und wettbewerbsrechtliche Vorschriften sowie beihilferechtliche Rege
lungen der Europäischen Union - so ist beispielsweise bei Zuschüssen an Arbeitgeber 
bzw. Selbständige die beihilferechtliche Zulässigkeit in jedem Einzelfall zu prüfen, um eine 
Kollision mit EU-Beihilferecht zu vermeiden. Die Regelung des § 16f Abs. 2 Satz 4 ist ein
zuhalten, nach der bei Leistungen an Arbeitgeber Wettbewerbsverfälschungen zu vermei
den sind. Andernfalls muss mit Rückforderungen über den Bund bzw. das Land gegen den 
geförderten Arbeitgeber gerechnet werden.  

• Leistungen, die dem Grunde nach in die Finanzierungsverantwortung anderer Leis
tungsträger (Bundesbehörden, Bundesländer, Kommunen, andere Sozialleistungsträger) 
fallen, können nicht ersatzweise aus Mitteln des SGB II finanziert werden (Beachtung des 
Grundsatzes von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit). Dies gilt insbesondere, wenn ein 
individueller Anspruch gegenüber einem anderen Leistungsträger besteht oder die Leis
tung nach Art und Zielsetzung nicht der Eingliederung in Arbeit zuzurechnen ist. Beispiele 
hierfür sind: 
o kommunale Eingliederungsleistungen nach § 16a SGB II, 
o Förderung beruflicher Weiterbildung durch die Agenturen für Arbeit (AA) nach §§ 

81ff. SGB III,  
o berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen oder Berufsorientierungsmaßnah

men durch die AA nach dem SGB III,  
o Deutschsprachförderung durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

(BAMF),  
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o Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII,  
o Leistungen der Krankenversicherung nach dem SGB V oder der Rentenversiche

rung nach dem SGB VI oder 
o Leistungen der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderung nach dem 

SGB IX 
Zulässig bleiben jedoch ergänzende, flankierende oder koordinierende Leistungen nach § 16f 
SGB II, wenn sie eigenständig auf die Aktivierung, Stabilisierung, Verbesserung der Erwerbs
fähigkeit oder Eingliederung in Arbeit ausgerichtet sind und keine bloße Ersatzfinanzierung 
einer vorrangigen Leistung darstellen. Die Abgrenzung ist im Rahmen der Ermessensentschei
dung zu dokumentieren.  
Soweit hier benannte Grenzen im Rahmen einer konkreten Förderung relevant sind, ist die 
Beachtung dieser Grenzen im Rahmen der Dokumentation festzuhalten. 

2.4.4 Prognoseentscheidung 
Voraussetzung für die Entwicklung freier Leistungen ist darüber hinaus eine individuelle Prog
noseentscheidung, nach der in angemessener Zeit (von in der Regel sechs Monaten)  

• nicht mit Erfolg ein Basisinstrument des SGB II bzw. SGB III eingesetzt werden kann oder 

• eine Beendigung oder Verringerung von Hilfebedürftigkeit durch Eingliederung in Arbeit 
nicht zu erwarten ist. 

Freie Leistungen können jedoch sofort und nicht erst nach Ablauf der „angemessenen Zeit“ 
(Prognoseentscheidung) erbracht werden. 

2.5 Zugang zur Freien Förderung  

2.5.1 Förderung von Einzel- und Gruppenmaßnahmen; Projektförderung 
Im Rahmen der Freien Förderung nach § 16f SGB II kann die Teilnahme an einer Maßnahme 
gefördert werden. Dabei kann es sich um eine Einzel- oder Gruppenmaßnahme handeln. 
Sowohl Einzel- als auch Gruppenmaßnahmen nach § 16f SGB II sind unter Anwendung des 
Vergaberechts zu beschaffen oder im Rahmen der Projektförderung (§ 16f Abs. 2 Satz 5 
SGB II) umzusetzen. Die Umsetzungsvarianten stehen in keinem Rangverhältnis zueinander. 
Sie schließen sich gegenseitig aus und bedürfen einer vorherigen Klärung im Rahmen des 
sog. Beschaffungsermessens. 
Zur Unterscheidung der beiden Finanzierungsmöglichkeiten Auftrag und Zuwendung gibt es 
gesetzlich geregelte Abgrenzungshilfen. Als Orientierungsmaßstab für die Zulässigkeit einer 
Projektförderung im Sinne des Zuwendungsrechts kann grundsätzlich die BHO herangezo
gen werden. In der Anlage der VV-BHO zu Ziffer 1.2.4 zu § 23 werden die Kriterien für die 
Abgrenzung zu öffentlichen Aufträgen aufgezählt. Unterstützend steht hierfür auch eine Ar
beitshilfe zur Umsetzung von Projektförderungen zur Verfügung. 
Darüber hinaus müssen auch Projektförderungen den Zielen und Grundsätzen des SGB II 
(2.4.1) entsprechen.  
Für den Einkauf von Maßnahmen (Vergabeverfahren) steht das Dienstleistungsangebot der 
Regionalen Einkaufszentren (REZ) der BA zur Verfügung.  
Die Beteiligung der bzw. des Beauftragten für den Haushalt (BfdH) ist sicherzustellen. 
Eine institutionelle Förderung, bei der nicht eine konkrete Maßnahme, sondern die Einrich
tung selbst gefördert wird, ist im Rahmen von § 16f SGB II ausgeschlossen.  

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_14032001_DokNr20110981762.htm
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Fachlich geeignete Programme der Bundesländer können in Abstimmung mit den Bewilli
gungsbehörden der Bundesländer in die Konzeption der Leistung nach § 16f SGB II einbezo
gen werden.  
Eine gemeinsame Finanzierung mehrerer Leistungsträger (Ko-Finanzierung) bei der 
Durchführung von Maßnahmen oder Projekten bzw. Beteiligung an ESF-Programmen ist mög
lich. Dies bietet sich insbesondere an, wenn die Vernetzung der Akteure zu einer Verbreiterung 
der möglichen Handlungsfelder und Gestaltungsspielräume führt. Eine solche Ko-Finanzie
rung ersetzt aber keine eigene Ermessensprüfung. 

2.5.2 Zulassung von Maßnahmen und Trägern 
Eine Zulassung von Trägern oder Maßnahmen ist im Rahmen von § 16f SGB II gesetzlich 
nicht vorgesehen. Bei Vergabemaßnahmen sollte daher darauf geachtet werden, dass ent
sprechende Eignungs- und Qualitätsanforderungen an Träger und Maßnahme in die Verga
beunterlagen aufgenommen werden. 

2.5.3 Einzelförderung 
Neben der Durchführung von Einzel- oder Gruppenmaßnahmen kann die Freie Förderung 
nach § 16f SGB II auch als Einzelförderung an die bzw. den ELB ausgestaltet sein.  
Sie kann als Zuschuss, Darlehen oder Kombination beider gewährt werden. Dies kann z. 
B. im Rahmen der Förderung eines Führerscheins oder eines Fahrzeugs in Frage kommen, 
wenn die Förderung nicht als reiner Zuschuss im Rahmen des Vermittlungsbudgets erfolgen 
soll.  
Pauschalierungen sind zulässig. 
Die Leistungsgewährung direkt an ELB (auch Direktüberweisung an den für eine bestimmte 
Dienstleistung von ELB ausgewählten Dritten) oder für ELB an Arbeitgeber erfolgt über das 
Antrags- und Bewilligungsverfahren.  
Das Vergaberecht findet grundsätzlich keine Anwendung. Eine Bündelung von Einzelfallförde
rungen bzw. die Aufsplittung einer Leistung in mehrere Einzelfallförderungen mit dem Ziel der 
Umgehung des Vergaberechts ist unzulässig. 

2.6 Förderdauer 
Die Dauer von Maßnahmen oder Einzelförderungen im Rahmen der Freien Förderung ist ge
setzlich nicht geregelt. Über die notwendige Dauer entscheidet und dokumentiert die gE bzw. 
die IFK im Rahmen des Ermessens. 
Die konkrete Teilnahmedauer der bzw. des ELB ist ebenfalls gesetzlich nicht geregelt. Sie wird 
durch die IFK nach Ausübung des Ermessens festgelegt und richtet sich nach den individuel
len Handlungsbedarfen, dem daraus abgeleiteten strategischen Vorgehen und den Anforde
rungen an die Maßnahme. 
Eine vorzeitige einseitige Beendigung der individuellen Teilnahme durch den Maßnahmeträger 
ist nicht möglich. Diese kann nur durch die Teilnehmende bzw. den Teilnehmenden selbst oder 
durch die gE bzw. IFK (ggf. in Absprache mit dem Träger) erfolgen. 

2.7 Zuständigkeitswechsel; Umzug 
Bei einem Umzug der bzw. des ELB in den Zuständigkeitsbereich eines anderen Jobcenters 
(gE oder zugelassener kommunaler Träger) sind die Fachlichen Weisungen zu § 36 SGB II zu 
beachten. 
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2.8 Berichtspflichten des Trägers  

2.8.1 Mitteilung von Änderungen  
Bei der Teilnahme an Maßnahmen sind Maßnahmeträger verpflichtet, unverzüglich Auskunft 
über Tatsachen zu erteilen, die Auswirkungen auf die Rechtmäßigkeit der Förderung haben 
können (§ 61 Absatz 1 SGB II). Dies betrifft insbesondere folgende Informationen:  

• Nichtantritt der Teilnahme  

• gravierende Fehlzeiten bzw. Unterbrechungen von mehr als drei aufeinanderfolgenden Ta
gen (in Abgrenzung zur Information über angefallene Fehltage des zurück liegenden Ka
lendermonats nach § 61 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 SGB II)  

• Gefährdung des erfolgreichen Abschlusses der Maßnahme  

• vorzeitige Beendigung der Teilnahme  

• Ausübung/Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und der Höhe etwaiger Einkünfte sowie  

• Umstände der Beendigung der Maßnahme (bspw. Abbruch der Maßnahme).  
Diese Auskunftspflichten sind unabhängig von den Mitwirkungs- und Auskunftspflichten der 
leistungsberechtigten Person.  

2.8.2 Teilnahmebezogener Bericht  
Sollten bei Vergabemaßnahmen keine abweichenden strengeren vertraglichen Regelungen 
vorliegen (z. B. engere Fristsetzung, Zwischenberichte), ist der Träger verpflichtet, der gE den 
teilnahmebezogenen Bericht innerhalb von fünf Werktagen nach Teilnahmeende zu übermit
teln (§ 61 Absatz 2 SGB II). Die Berichte der Träger müssen datenschutzkonform per Ein
schaltung Dritter, Post oder verschlüsselter Mail übermittelt werden.  
Der Eingang der Berichte ist durch die Integrationsfachkraft in geeigneter Weise – zum Bei
spiel als Allgemeiner Vermerk in VerBIS - nachzuhalten. Die Informationen sind Basis für die 
weitere Integrationsstrategie. Daher soll die leistungsberechtigte Person in die Auswertung 
des Berichts einbezogen werden, um mit der Integrationsfachkraft gemeinsam die weitere 
Strategie abzustimmen  

2.8.3 Maßnahmebezogener Bericht  
Bei Vergabemaßnahmen hat der Träger zum Ende der Maßnahme einen Gesamtbericht über 
den Maßnahmeverlauf und die Besonderheiten bzw. Auffälligkeiten der Maßnahme zu erstel
len. Der Eingang dieses Berichtes ist zu überwachen und soweit notwendig einzufordern. 

2.9 Integrationsverantwortung und Absolventenmanagement 
Die Integrationsverantwortung obliegt für die gesamte Förderdauer der gE. 
Dabei erfolgen durch die IFK regelmäßige Kontakte (z. B. Beratungsgespräch, teilnehmer
bezogener Kontakt zwischen IFK und Maßnahmeträger) mit der bzw. dem ELB,  

• um auch während der Förderung die Entwicklung der bzw. des ELB zu begleiten, bei Fehl
entwicklungen frühzeitig zu intervinieren und ggfs. eine Anpassung der Integrationsstrate
gie vorzunehmen bzw. 

• einen erfolgreichen Abschluss der Maßnahme zu unterstützen. 
Liegen dezentrale Kundenkontaktdichtekonzepte vor, sollten diese zur Unterstützung des Teil
nehmenden- und Absolventenmanagements herangezogen werden. 
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Für ein erfolgreiches Absolventenmanagement mit dem Ziel der Unterstützung des erfolg
reichen Abschlusses der Fördermaßnahme ist es von entscheidender Bedeutung, dass für die 
bzw. den ELB bereits während der Förderung Initiativen ergriffen werden, die den erfolgrei
chen Abschluss der Förderung bzw. Maßnahmeteilnahme sicherstellen sowie zu einer mögli
chen Integration in eine ungeförderte Beschäftigung beitragen. Ohne die Erarbeitung von An
schlussperpektiven droht ein Wegfall der erzielten Fördereffekte und damit auch der in die 
Förderung aufgewandten Investitionen.  
Möglichst frühzeitig vor dem Ende der Förderdauer ist daher ein zu dokumentierendes quali
fiziertes Beratungsgespräch durchzuführen - bei Maßnahmen mit einer Dauer von mindes
tens zwei Monaten in einem Zeitraum innerhalb von vier Wochen vor bis vier Wochen nach 
dem individuellen Teilnahmenende; bei kürzeren Maßnahmen zeitnah (spätestens innerhalb 
von vier Wochen) nach Maßnahmeende. In diesem wird bei Teilnahme an einer Maßnahme 
das Ergebnis der Teilnahme, z. B. anhand eines teilnahmebezogenen Berichts (2.8.2), mit 
der bzw. dem ELB ausgewertet.  
Das Bewerberprofil ist hinsichtlich hinzugewonnener Kenntnisse und Fertigkeiten zu aktuali
sieren sowie der AV-Status in VerBIS zu überprüfen und ggf. zu aktualisieren. Im Rahmen der 
Potenzialanalyse sind die Handlungsbedarfe und Handlungsstrategien zu überprüfen und ggf. 
zu aktualisieren. 
Erfolgt im Anschluss an eine Maßnahme nach § 16f SGB II eine Integration in den Arbeits
markt, kann der bzw. dem ELB optional nach der Beschäftigungsaufnahme eine weiterge
hende Betreuung durch die IFK oder einen Dritten (§ 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III) 
von bis zu 6 Monaten zur Sicherung der Integration angeboten werden. Dies gilt unabhängig 
davon, ob Hilfebedürftigkeit noch besteht (§ 16g Abs. 2 Satz 1 SGB II). Die Inanspruchnahme 
ist freiwillig. 
Sofern nach Beendigung der Förderung nach § 16f SGB II kein Übergang in eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung erfolgt, ist im Rahmen eines Beratungsgespräches durch 
die IFK die weitere individuelle Integrationsstrategie festzulegen. Dabei ist auch der Einsatz 
anderer Eingliederungsleistungen zu prüfen. 
Entsprechende Unterstützungsaktivitäten sowohl bei Gelingen einer Integration als auch bei 
Weiterentwicklung der Integrationsstrategie sollen im Kooperationsplan festgehalten wer
den. 
Die Regelungen zum Absolventenmanagement gelten auch bei einem Abbruch der Maßnah
meteilnahme. 
 



 
 
 

Seite 14 von 23 

3. Einzelne Sachverhalte im Rahmen der Freien Förderung 

3.1 Gesundheitsförderung 
Mit § 16f Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 wird deutlich gemacht, dass die Jobcenter freie Leistungen an
bieten dürfen, insbesondere für ELB mit Gesundheitsförder- oder Rehabilitationsbedarfen. Die 
Zielgruppe wird bewusst offengehalten und kein ärztliches Gutachten, Attest o. Ä. vorausge
setzt, um den Jobcentern auch präventive Angebote zu ermöglichen, wenn sie den Bedarf 
dafür erkennen. 
Die Rolle der gE kann darin bestehen: 

• für das Thema Gesundheit zu sensibilisieren und zu motivieren, 

• eine Lotsenfunktion zur frühzeitigen Inanspruchnahme von Präventions- und Gesund
heitsangeboten der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu übernehmen, 

• gesundheitsfördernde Elemente im Rahmen von Maßnahmen der Freien Förderung um
zusetzen. Diese Anteile müssen mit integrationsorientierten Maßnahmeinhalten kombiniert 
werden und dürfen nicht den alleinigen Inhalt der Maßnahme ausmachen. Der Fokus 
auf der Vorbereitung auf eine Integration in den Arbeits- oder Ausbildungsmarkt bleibt da
bei erhalten. 

Die alleinige Förderung von Leistungen, für die die gesetzliche Krankenversicherung dem 
Grunde nach zuständig ist (z. B. Maßnahmen der gesundheitlichen Prävention nach § 20 SGB 
V oder diagnostische bzw. therapeutische Inhalte) bleibt ausgeschlossen.  
Gesundheitsbezogene Bestandteile im Rahmen der Freien Förderung sind zulässig, wenn sie 
integrationsorientiert ausgestaltet sind und insbesondere der Sensibilisierung, Motivation, Sta
bilisierung, Belastbarkeit, Tagesstruktur, Selbstwirksamkeit oder Heranführung an bestehende 
Präventions- und Gesundheitsangebote dienen. Nicht zulässig ist die alleinige Finanzierung 
medizinischer, diagnostischer, therapeutischer oder ausschließlich präventiver Leistungen, da 
diese in die Zuständigkeit der Krankenkassen oder Reha-Träger fallen. 
Im Vorfeld einer Förderung durch die gE sollte eine Abklärung bei vorrangig zuständigen Leis
tungsträgern bezüglich der Existenz und Bereitstellung eigener Maßnahmen und Angebote 
erfolgen.  
Gesundheitsorientierung oder gesundheitsbezogene Elemente können auch Bestandteil von 
Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 
45 SGB III sein, wenn sie nachrangig gebenüber Inhalten mit direktem Arbeitsmarktbezug 
sind. Die gE muss daher prüfen, ob die Einbettung individuell gesundheitsfördernder Elemente 
in den Rahmen von § 45 SGB III ausreichend oder die Entwicklung einer freien Leistung nach 
§ 16f SGB II erforderlich ist. 
Ärztliche oder psychologische Begutachtungen dürfen nicht Bestandteil einer Maßnahme nach 
§ 16f SGB II sein. Diese sind Bestandteil der Potenzialanalye nach § 15 SGB II und aus dem 
Verwaltungskostenbudget zu finanzieren. 

3.2 Maßnahmen oder Maßnahmeteile bei einem Arbeitgeber  
Für Langzeitarbeitslose und Arbeitslose, deren berufliche Eingliederung auf Grund von 
schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist, ermöglicht § 16 Abs. 1 
SGB II i. V. m. § 45 Abs. 8 SGB III bereits eine Ausweitung der Maßnahmen oder Maßnahme-
teile bei einem Arbeitgeber auf jeweils bis zu 12 Wochen. 
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Ist es für die berufliche Eingliederung erforderlich, über die Sonderregelung des § 45 Abs. 8 
SGB III zeitlich hinausgehend Maßnahmen oder Maßnahmeteile bei einem Arbeitgeber zu för
dern, kann bei Vorliegen einer negativen Prognoseentscheidung eine Förderung im Rahmen 
von § 16f Abs. 2 SGB II erfolgen.  
Bei der Entscheidung über die Maßnahmedauer sind neben den individuellen Eingliederungs
erfordernissen auch Aspekte eines missbräuchlichen Einsatzes geförderter Personen im 
Betrieb des Arbeitgebers (z. B. für Urlaubsvertretungen oder zur Kompensation von Spitzen
belastungen) zu beachten. 

3.3 Berufliche Qualifizierung  
Die Vermittlung von beruflichen Kenntnissen kann entweder im Rahmen von Maßnahmen zur 
Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III (max. 
8 Wochen) oder im Rahmen der Förderung beruflicher Weiterbildung nach §§ 81 ff. SGB III 
durch die AA erfolgen. Für die Vermittlung von Grundkompetenzen stehen insbesondere die 
Möglichkeiten des § 81 Abs. 3a SGB III zur Verfügung. 
Im Rahmen von freien Leistungen kann von den gesetzlichen Regelungen nach § 45 bzw. 
nach den §§ 81 ff. SGB III abgewichen werden. 
Damit können auch Bildungsmaßnahmen gefördert werden, die nicht den vorgenannten Re
gelungen entsprechen und in der Folge auch nicht im Rahmen von §§ 179ff. SGB III zugelas
sen wurden. Die gE ist in diesen Fällen gehalten, in geeigneter Weise zu prüfen, dass eine 
gute Qualität der Maßnahme gewährleistet ist. 
Eine Förderung beruflicher Weiterbildung, die im Rahmen der §§ 81ff. SGB III durch die AA 
förderbar wäre, ist wegen des Grundsatzes von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit nicht im 
Rahmen von § 16f SGB II förderbar (s. 2.4.3). 

3.4 Alphabetisierung und Grundbildung  
Kompetenzen im Bereich des Lesens und Schreibens gehören zu den Kompetenzen, die Vo
raussetzung für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit sind. Sie sind die Grundlage für die Ein
gliederung in Arbeit. 
Grundsätzlich sind die Bundesländer für allgemeinbildende Inhalte und Alphabetisierung zu
ständig. Alphabetisierung bezieht sich dabei auf den Prozess des Erwerbs von Lese- und 
Schreibfähigkeiten von Muttersprache und Fremdsprache.  

• Für Deutsch-Muttersprachler kann die Förderung über § 16f SGB II erfolgen, wenn für 
die Leistungserbringung keine andere gesetzlich geregelte Zuständigkeit Dritter besteht. 
Das heißt: Soweit keine allgemeine Schulpflicht besteht oder sich aus anderen Gründen 
keine Förderverantwortung der Länder im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Bildung 
ergibt, kann die Förderung eines Alphabetisierungskurses für Deutsch-Muttersprach
ler eine den Zielen und Grundsätzen des SGB II entsprechende „andere Leistung“ sein. 
Der Umfang der Zuständigkeit des jeweiligen Bundeslandes für Alphabetisierung richtet 
sich nach landesrechtlichen Regelungen.  

• Für Nicht-Muttersprachler hat die Vermittlung von (berufsbezogenen) Deutschkenntnis
sen als Zweitsprache vorrangig über Integrations- und Berufssprachkurse des BAMF zu 
erfolgen. Das BAMF bietet hierfür ein umfassendes Kursangebot. Da diese Kurse in die 
gesetzliche Zuständigkeit des BAMF fallen, können sie nicht über das SGB II gefördert 
werden. 

Für die Beschreibung der Ziele der Leistung und der Erforderlichkeit ist es ausreichend, wenn 
die Förderentscheidung Ausführungen zum Bedarf der Alphabetisierung der bzw. des ELB 
enthält und eine Bewertung, aus welchem Grund eine Finanzierung anderer Träger hierfür 
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nicht in Betracht kommt. Diese sollte enthalten, wieso die Förderung über das allgemeine Bil-
dungsangebot der Länder ausgeschlossen ist (z. B. fehlende Schulpflicht), aber auch wieso 
die Zulassung zu einem Integrationskurs nicht erfolgen kann (z. B. trotz Antragstellung keine 
Zulassung durch BAMF).  

3.5 Deutschsprachförderung 
Für die Konzeption, Finanzierung und Durchführung von allgemeinsprachlichen Deutschkur
sen sowie der berufsbezogenen Deutschsprachförderung ist ausschließlich das BAMF verant
wortlich. Der Erwerb allgemeinsprachlicher Deutschkenntnisse erfolgt im Rahmen von In
tegrationskursen nach § 43 AufenthG, die Vermittlung berufsbezogener Deutschkenntnisse im 
Rahmen von Berufssprachkursen nach § 45a AufenthaltG. 
Diese Sprachkursangebote sind bei Personen mit einem (berufsbezogenen) Deutschsprach
förderbedarf vorrangig gegenüber Eingliederungsleistungen des SGB II bzw. SGB III.  
Eine Kombination der Angebote des BAMF mit Eingliederungsleistungen der gE ist jedoch 
möglich. 
Die Vermittlung berufsbezogener Deutschsprachkenntnissen kann auch i.S. beruflicher Kennt
nisvermittlung innerhalb einer Maßnahme bei einem Träger (MAT) nach § 16 Abs. 1 SGB II i. 
V. m. § 45 SGB III im maximal zulässigen Umfang von bis zu acht Wochen gefördert werden, 
wenn keine Kombination einer MAT mit einem Berufssprachkurs möglich ist. 
Bei Integrationskursen werden die Kosten für Lernmittel nicht vom BAMF übernommen. Bei 
Berufssprachkursen werden Lernmittel von den Kursträgern kostenfrei zur Verfügung gestellt. 
Soweit Lernmittel betroffen sind, die nicht vom Kursträger zur Verfügung gestellt werden oder 
die sich Teilnehmende darüber hinaus zur eigenen Verwendung beschaffen, handelt es sich 
um Aufwendungen, die wie andere Gegenstände und Hilfsmittel der Bildung dienen und aus 
dem Regelbedarf zu decken sind. Eine Übernahme von Lernmittelkosten aus SGB-II-Einglie
derungsmitteln ist, auch darlehensweise, nicht möglich. Gleiches gilt für die Fahrkosten. 
Zu den Sprachkursangeboten des BAMF wird auf die Fachlichen Weisungen zur Deutschför
derung verwiesen. 

3.6 Leistungen für Erwerbstätige 
Die Aufnahme einer (anderen) versicherungspflichtigen Beschäftigung kann auch für erwerbs-
tätige ELB (Erwerbsaufstockende/Ergänzer) aus dem Vermittlungsbudget unterstützt wer
den. 
Die Stabilisierung einer Beschäftigungsaufnahme kann bei fortbestehender Hilfebedürftigkeit 
im Rahmen von § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB III gefördert werden. 
Soweit dessen Voraussetzungen nicht vorliegen oder ein darüber hinausgehender Bedarf zum 
Erhalt der bestehenden Beschäftigung besteht, kommt auch die Unterstützung durch eine freie 
Leistung nach § 16f SGB II in Betracht. 
Bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit ist die Sicherung oder Stabilisierung eines bestehenden 
Beschäftigungsverhältnisses durch eine freie Leistung nach § 16f SGB II unter den Voraus
setzungen des § 16g Abs. 2 SGB II für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten nach Be
schäftigungsaufnahme möglich.  

3.7 Leistungen mit Anreizfunktion; Prämien 
Bei Leistungen mit Anreizfunktion bzw. Prämien, die im SGB II bzw. SGB III geregelt sind, 
handelt es sich um: 

• Einstiegsgeld nach § 16b SGB II, 
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• im Zusammenhang mit der Förderung einer abschlussorientierten FbW nach § 81ff. 
o die Weiterbildungsprämien nach § 87a Abs. 1 SGB III sowie 
o das monatliche Weiterbildungsgeld nach § 87a Abs. 2 SGB III.  

Eine Modifizierung dieser Leistungen sowie die Entwicklung freier Leistungen mit Anreizfunk
tion können insbesondere in Betracht kommen, wenn sie geeignet sind, die Aufnahme, Fort
setzung oder den erfolgreichen Abschluss einer integrationsrelevanten Maßnahme zu unter
stützen. Sie dürfen nicht lediglich eine allgemeine Teilnahme honorieren, sondern müssen in 
einem nachvollziehbaren Zusammenhang mit dem individuellen Eingliederungsziel stehen. 
Dies ist im Rahmen der individuellen Ermessensausübung zu prüfen und aussagekräftig zu 
dokumentieren. In die Bewertung ist auch der in § 2 Abs. 1 SGB II normierte Grundsatz des 
Forderns einzubeziehen. 

3.8 Niedrigschwellige Qualifizierung/Aktivierung 
Niedrigschwellige Qualifizierungsangebote (insbesondere für Jugendliche) oder Leistungen 
zur persönlichen und beruflichen Aktivierung und Stabilisierung (z. B. Alltagsstrukturierung 
oder Nachbetreuung nach Beschäftigungsaufnahme) können beispielsweise in Maßnahmen 
zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach § 16 Abs. 1 SGB II i. V. m. § 45 SGB III, 
aber auch im Rahmen von FseJ (§ 16h SGB II) oder ganzheitlicher Betreuung nach § 16k 
SGB II gefördert werden.  
Soweit ein darüber hinausgehender Bedarf besteht, kommt auch § 16f SGB II grundsätzlich in 
Betracht.  
Leistungen, für die andere Träger zuständig sind, z. B. Angebote der Jugendarbeit und Ju-
gendsozialarbeit oder Hilfen zur Erziehung nach dem SGB VIII, können dagegen nicht aus 
Bundesmitteln über § 16f SGB II finanziert werden.  

3.9 Beihilferecht 
Die beihilferechltiche Zulässigkeit ist im Einzelfall, insbesondere bei einer Förderung von Selb
ständigen, zu prüfen. 
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4. Verfahren 

4.1 Erfassung in den IT-Fachverfahren der BA und BK-Vorlagen 
Zur Datenerfassung bei § 16f SGB II nutzt die gE die IT-Fachverfahren COSACH und VerBIS 
gemäß § 50 Abs. 3 SGB II verbindlich. Die in COSACH und VerBIS erfassten Daten sind 
Grundlage für die Berichterstattung durch die Statistik der BA und die BA-interne Steuerung. 
Für ein rechtskonformes Verwaltungshandeln sollen die zentral bereitgestellten Vordrucke ver
wendet werden, die sich aus COSACH heraus aufrufen lassen. 
Die Förderentscheidung einschließlich der Ermessensausübung ist nachvollziehbar in 
COSACH auf der Registerkarte „Förderung entscheiden“ zu dokumentieren.  
Die Förderentscheidung wird in der E-AKTE im Aktentyp 1502 geführt. Die Zugriffsberechti
gungen auf den Aktentyp sind dem Berechtigungskonzept zu entnehmen. 
Die Abbildung der grundsätzlichen Ausrichtung der Förderung (Schwerpunkt der Förderung) 
erfolgt in COSACH auf Teilnehmendenebene.  
Bei der Nutzung von Freitextfeldern ist der Datenschutz zu beachten. Es dürfen nur vermitt
lungs- beziehungsweise leistungsrelevante Tatsachen eingetragen werden. Ausgeschlossen 
sind Wertungen und Negativkennzeichnungen. Gleiches gilt für die besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten im Sinne des Artikel 9 Abs. 1 Datenschutz-Grundverordnung, ins
besondere Gesundheitsdaten, die dem Schutzbereich des § 203 Strafgesetzbuch unterfallen. 
(Regelungen zum Sozialdatenschutz im IT-Verfahren VerBIS - VerBIS Arbeitshilfe zum „Sozi
aldatenschutz im Zusammenhang mit der Erfassung sensibler Daten und Veröffentlichung von 
Bewerberdaten im Portal www.arbeitsagentur.de“; Arbeitshilfe Profiling und VerBIS Praxis
hilfe) 

Im Anschluss an ein Beratungsgespräch, in dem die Voraussetzungen für eine Förderung im 
Rahmen von § 16f SGB II geprüft wurden, können ELB für den eService freigeschaltet werden, 
um teilnahmebezogene Unterlagen hochzuladen. Die Nutzung wird empfohlen. 

4.2 Ermessen und Dokumentation  

4.2.1 Allgemeine Anforderungen  
Die in § 16f SGB II geregelten Dokumentationspflichten lassen erkennen, dass bei der Erbrin
gung von freien Eingliederungsleistungen ein besonderes Maß an Transparenz und Nach
vollziehbarkeit des Verwaltungshandelns erforderlich ist, das über die allgemeinen Anfor
derungen an die Verwaltungspraxis hinausgeht. Der mit der eigenverantwortlichen Auslotung 
und Umsetzung der Fördermöglichkeiten verbundene Mehraufwand ist ein notwendiges und 
vertretbares Korrektiv dafür, dass der Gesetzgeber bei der Formulierung von Förderbedingun
gen und -grenzen nach § 16f SGB II bewusst zurückhaltend vorgegangen ist. 
Die besondere Qualität der freien Leistungen und die besonderen Wirkungserwartungen müs
sen begründet werden. Dies darf nicht durch formelhafte allgemeine Aussagen geschehen, 
sondern umfasst eine konkrete, nachvollziehbare und tragfähige Entscheidungsfindung. Die 
Dokumentation und Begründung muss zeigen, dass die Möglichkeit des Einsatzes gesetzlich 
geregelter Instrumente außerhalb der Freien Förderung SGB II geprüft wurde. Die IFK muss 
darlegen, warum sie davon ausgeht, dass der angestrebte Eingliederungserfolg mit diesen 
Basisinstrumenten nicht in vergleichbarer Weise erreicht werden kann (Prognoseentschei
dung; 2.4.4).  

https://dsgvo-gesetz.de/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__203.html
http://www.arbeitsagentur.de/
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4.2.2 Ermessensausübung  
Im Hinblick auf die Komplexität der Förderleistung stellt auch die Ausübung des Ermessens 
besondere Anforderungen an die IFK.  
Auch im Rahmen der Freien Förderung muss das Ermessen entsprechend dem Zweck der 
Vorschrift ausgeübt werden, die Eingliederung in Arbeit zu fördern. (Entschließungsermes
sen bzw. „Ob“ der Leistungserbringung) 
Danach ist im Rahmen des Auswahlermessens („Wie“ der Förderung) zu prüfen, ob das an
gestrebte Förderziel durch ein gesetzlich geregeltes Eingliederungsinstrument oder eine Kom
bination solcher Instrumente in vergleichbarer Weise erreicht werden kann. Ist dies der Fall, 
ist das gesetzlich geregelte Instrument einzusetzen. Kommt die IFK hingegen zu der begrün
deten Einschätzung, dass eine freie Leistung aufgrund ihrer modifizierten, kombinierten oder 
ergänzenden Ausgestaltung den individuellen Eingliederungsprozess zielgerichteter unter
stützt, kann § 16f SGB II eingesetzt werden. 

4.2.3 Ermessenslenkende Hinweise 
Die gE können die IFK bei ihren Ermessensentscheidungen durch ermessenslenkende Hin-
weise unterstützen. Durch die ermessenslenkenden Hinweise darf es nicht zu einer Ermes
sensreduzierung „auf Null“ kommen. Insbesondere dürfen z. B. keine bestimmten Personen
gruppen generell von einer Förderung ausgeschlossen sein.  
Die gE darf im Rahmen ermessenslenkender Hinweise auch finanzielle Erwägungen, insbe
sondere mit Blick auf den Einsatz von max. 10% der zugewiesenen Haushaltsmittel für Leis
tungen der Freien Förderung (s. auch 4.5), anstellen. Der pauschale Verweis auf die Erschöp
fung der Haushaltsmittel ist jedoch nicht zulässig.  
Regelungen in ermessenslenkenden Hinweisen sind insbesondere unzulässig, wenn: 

• bestimmte Personenkreise und Arbeitgeber von der Förderung ausgeschlossen werden,  

• starre Förderpauschalen festgelegt werden, innerhalb derer keine Ermessensausübung 
mehr vorgesehen ist oder 

• Verfahren von gesetzlich geregelten Eingliederungsleistungen (z. B. Zulassungs- oder 
Vergabeverfahren; s. auch 2.4.3 und 3.3) umgangen werden sollen. 

4.2.4 Fragestellungen im Rahmen der individuellen Ermessensausübung 
Für die Ausübung des Ermessens können z. B. folgende Fragestellungen unterstützen:  

• Wie unterstützt die Förderung die individuelle Integrationsstrategie? 

• Warum ist die Förderung im konkreten Einzelfall geeignet, die individuellen Aussichten auf 
eine Eingliederung in ungeförderte sozialversicherungspflichtige Beschäftigung nachhaltig 
zu verbessern oder werden mit der Förderung Integrationsfortschritte erzielt? Welche In
tegrationsfortschritte werden durch die Förderung angestrebt? 

• Sind die angestrebten Förderinhalte dem SGB II zuzurechnen oder liegt ihre Bearbeitung 
überwiegend oder ausschließlich in der Zuständigkeit anderer Leistungsträger (z. B. 
BAMF, Krankenkasse)? 

• Bei Vorhandensein gesetzlich geregelter Eingliederungsleistungen:  
o Wurde der Einsatz von gesetzlich geregelten Eingliederungsleistungen des SGB II und 

SGB III oder deren Kombination geprüft?  
o Welche waren das speziell?  
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o Warum geht die IFK davon aus, dass der gleiche Erfolg mit diesen Eingliederungsleis
tungen nicht erzielt werden kann? 

o Sind Modifizierungen an einem gesetzlich geregelten Eingliederungsinstrument erfolg
versprechend? Welche Modifizierungen sind das? Warum hält die IFK diese Modifizie
rungen für erfolgversprechend?  

4.2.5 Dokumentation 
Maßgeblich für die Dokumentation der Ausgestaltung der individuellen Förderung sind die ent
sprechenden Eintragungen in COSACH bzw. die in der eAkte hinterlegten Abdrucke des An
gebots, der Stellungnahme der IFK und der zugehörigen Bescheide über die Bewilligung und 
damit auch Ausgestaltung der Förderung oder deren Ablehnung.  
Dies gilt im Wesentlichen für  

• Unterbreitung eines Angebots für die Teilnahme an einer Maßnahme der Freien Förde
rung inklusive Maßnahmenummer, -träger, -inhalt und -dauer, 

• Besondere Bedeutung kommt dabei den zu dokumentierenden Festlegungen  
o zum Inhalt der Maßnahme 
o zum zeitlichen bzw. regionalen Geltungsbereich, 
o zum zeitlichen Umfang zu. 

• Gewährung einer Einzelförderung, 

• Prüfung vorrangiger Basisinstrumente, 

• die Ablehnung einer konkreten Maßnahmeteilnahme, 

• die nachvollziehbar begründete Entscheidung zur Bemessung und der Angemessenheit 
und Notwendigkeit der individuellen Kosten der Teilnehmenden und  

• die Nachhaltung der Teilnahme und deren Ergebnisse. 
Maßgeblich für die Dokumentation der Förderentscheidung und die Begründung der individu
ellen Ermessensentscheidungen sind die Eintragungen auf der Registerkarte „Förderung ent
scheiden“. Diese sind aussagefähig und individuell im entsprechenden Frageschema zu do
kumentieren. Dabei ist der Datenschutz zu beachten.  
Über das Ergebnis wird ein automatisierter VerBIS-Vermerk generiert. Bei entsprechendem 
Vorgehen ist ein separater VerBIS-Vermerk zur Förderentscheidung nicht notwendig. 
Bei längerfristig angelegten Maßnahmen ist zudem regelmäßig der Erfolg der Maßnahme ins
gesamt zu überprüfen und das Ergebnis der Prüfung zu dokumentieren (§ 16f Abs. 2 Satz 6 
SGB II). 
Wird die bzw. der ELB nicht im Anschluss an die Freie Förderung in ein versicherungspflichti
ges Beschäftigungsverhältnis vermittelt und ein Folgegespräch im Rahmen des Absolventen
managements geführt, sind dessen Ergebnis bzw. die weiteren Veranlassungen ebenfalls zu 
dokumentieren. 
Ebenso sind die rechtlichen Voraussetzungen der Beschaffungsart (Vergabe, Projektförde-
rung) detailliert zu prüfen und aussagekräftig zu dokumentieren. (Projektförderungen: siehe 
Arbeitshilfe)  
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4.3 Fachaufsicht 
Im Rahmen der Fachaufsicht prüft die gE, ob ELB durch die Förderung nach § 16f SGB II in 
ihrer Integrationsstrategie unterstützt wurden und die Förderung ordnungsgemäß umgesetzt 
wurde. Die Ergebnisse bilden den Ausgangspunkt für Maßnahmen zur Verbesserung der Qua
lität. 
Zielführende Fragen im Rahmen von Fachaufsicht können sein: 

• Fügt sich die Leistung schlüssig in die Integrationsstrategie ein? Wurde die individuelle 
Situation der bzw. des ELB berücksichtigt? 

• Wurde geprüft und nachvollziehbar dokumentiert, ob ein Basisinstrument zur Verfügung 
steht, mit dem das individuelle Eingliederungsziel in vergleichbarer Weise erreicht werden 
könnte? 

• Wurde geprüft und dokumentiert, ob die Förderinhalte dem Grunde nach von anderen Leis
tungsträgern (z. B. BAMF, Krankenkassen) zu finanzieren sind? 

• Im Falle der Entwicklung einer freien Leistung bzw. der Modifizierung von Basisinstrumen
ten: Kann bei der bzw. dem geförderten ELB in angemessener Zeit von in der Regel sechs 
Monaten nicht mit Aussicht auf Erfolg auf einzelne Gesetzesgrundlagen dieses Buches 
oder des Dritten Buches zurückgegriffen werden (Prognoseentscheidung)?  

• Sind Ermessensentscheidungen nachvollziehbar getroffen und dokumentiert worden? 
Dies gilt sowohl hinsichtlich des Entschließungsermessens („Ob“) als auch des Auswah
lermessens („Wie“). 

• Ist die Förderung in COSACH vollständig eingetragen und aktualisiert worden? 
Für das Absolventenmanagement durch die IFK sind darüber hinaus zum Beispiel folgende 
Fragen relevant:  

• Wurde im Rahmen einer Maßnahmeteilnahme der teilnahmebezogene Bericht vom 
Maßnahmeträger eingefordert und mit der bzw. dem ELB ausgewertet? 

• Wurden die Ergebnisse der Förderung zeitnah nach ihrem Ende für den weiteren Integra
tionsprozess genutzt, insbesondere wenn die Förderung nicht zu einer unmittelbaren oder 
zeitnahen Integration geführt hat? Wurde in diesen Fällen der Einsatz von weiteren För
derleistungen rechtzeitig vor Förderende geprüft, um den weiteren Integrationsprozess zu 
unterstützen? Wurde dies dokumentiert? 

• Wurde der AV-Status zeitnah nach Maßnahmeende überprüft und ggf. aktualisiert? 

• Ist die Dokumentation ausreichend, nachvollziehbar und fanden die notwendigen Aktuali
sierungen statt (v. a. Potenzialanalyse, Kooperationsplan, Lebenslauf, Kenntnisse und Fä
higkeiten)? 

Um die Führungskräfte der gE bei der Ausübung der dezentralen Fachaufsicht zu unterstüt
zen, steht die IT-Kleinlösung UFa (Unterstützung der Fachaufsicht) zur Verfügung. Sie ver
einfacht und systematisiert die regelmäßige Durchführung, Dokumentation und Auswertung 
der fachaufsichtlichen Prüfungen durch die Teamleitungen und der gegebenenfalls einzulei
tenden Maßnahmen zur Qualitätssicherung. Daneben können eigene Prüfthemen entwickelt 
und somit für eine einheitliche fachaufsichtliche Bearbeitung regelmäßig in der gE genutzt 
werden. 
Für die Unterstützung der Fachaufsicht im Rahmen von Projektförderungen steht die Arbeits
hilfe Projektförderung orientierend zur Verfügung. 



 
 
 

Seite 22 von 23 

4.4 Maßnahmebetreuung  
Für die Qualitätssicherung und Feststellung von Mängeln in der Maßnahmedurchführung ist 
eine systematisierte Maßnahmebetreuung unter Festlegung klarer Verantwortlichkeiten (Maß-
nahmeprüfung, Fachaufsicht) durch die gE unabdingbar. Diese ist dezentral in geeigneter 
Weise zu gestalten. Die gE legt dazu für jede Vergabemaßnahme eine maßnahmebetreuende 
Fachkraft fest, deren Aufgaben in der „Information 202204004 vom 14.04.2022 (AMDL)“ sowie 
der „Weisung 202401010 vom 22.01.2024“ zur Qualitätssicherung von Arbeitsmarktdienstleis
tungen beschrieben sind.  
Diese wirkt zudem – gemeinsam mit den übrigen relevanten Akteuren, insb. IFK - auf eine 
vollständige Maßnahmeauslastung hin. Diese ist zur Vermeidung von Vermögensschäden zu 
Lasten der BA durch die Finanzierung von unbesetzten Maßnahmeplätzen unabdingbar. 
Im Rahmen von § 61 SGB II hat das JC darüber hinaus den fristgerechten Eingang von teil
nehmerbezogenen Trägerberichten nachzuhalten bzw. diese bei Verzögerungen einzufor
dern. 
Weiterführende Informationen zum Thema Maßnahmebetreuung sind auf der Social Intranet-
Seite zu diesem Thema zu finden. 
Die Erkenntnisse aus der Maßnahmebetreuung sind datenschutzkonform zu dokumentieren. 

4.5 Bewirtschaftung der Haushaltsmittel 
Um eine Begrenzung der Ausgaben für Maßnahmen der Freien Förderung nach § 16f SGB II 
zu ermöglichen, dürfen je Jobcenter maximal 10 % der nach § 46 Abs. 2 SGB II zugeteilten 
Eingliederungsmittel und Verpflichtungsermächtigungen genutzt werden. Die Ausgaben
grenze von 10 % ist ein Maximalwert. Nicht verwendete Mittel für § 16f SGB II können auch 
für andere Eingliederungsleistungen verwendet werden. Diese Grenze gilt auch für die Aus
gabemittel in den Folgejahren und muss bei Bindungen über die Haushaltsjahre mit beachtet 
werden. Grundlage für die Berechnung des Anteils ist das zugeteilte Eingliederungsbudget 
des Jobcenters nach der geltenden Eingliederungsmittel-Verordnung. Dies verändert sich 
nicht durch unterjährige Inanspruchnahme der Deckungsfähigkeit zwischen Verwaltungskos
tenbudget und Eingliederungsbudget oder bei einer nicht vollständigen Inanspruchnahme der 
nach § 46 Abs. 2 SGB II zugeteilten Eingliederungsmittel im Haushaltsjahr. 
Sofern sich im laufenden Haushaltsjahr die Höhe der nach § 46 Abs. 2 SGB II zugeteilten 
Eingliederungsmittel ändert, z.B. durch zusätzliche Mittel aus einem Nachtragshaushalt oder 
infolge von Ausgaberesten, orientieren sich die 10 % für die Freie Förderung an den insgesamt 
nach der geltenden Eingliederungsmittel-Verordnung zugeteilten Eingliederungsmitteln. 
Zu finanzierende Ausgaben für die Freie Förderung nach § 16f SGB II sind vollständig aus 
dem dafür vorgesehenen Budgetträger zu finanzieren, welcher maximal 10 % der zugeteilten 
Eingliederungsmittel umfassen darf. Haushaltsrechtlich ergibt sich dies aus dem Grundsatz 
der Haushaltsklarheit, der verlangt, dass Ausgaben jeweils mit ihrem vollen Betrag zu buchen 
sind. Demzufolge soll die Finanzierung einheitlicher Leistungen mit derselben Zweckbestim
mung nicht aus verschiedenen Haushaltsstellen erfolgen (§ 35 Abs. 2 BHO). 
Auch die Modifizierung eines Basisinstruments durch eine freie Eingliederungsleistung ist so
wohl leistungsrechtlich als auch haushalterisch ein einheitlicher Sachverhalt. Daher kommt 
auch in diesen Fällen nur die vollständige Finanzierung der freien Leistung aus dem Budget
träger für § 16f SGB II in Betracht. 
Haushaltsmittel werden bei Bescheiderteilung bzw. bei Einkauf der Maßnahme für den gesam
ten Bewilligungszeitraum gebunden und die Mittelvormerkungen daraus laufend – entspre
chend den tatsächlichen Eintritten bzw. Teilnahmen – aktualisiert.  



 
 
 

Seite 23 von 23 

Die Bewirtschaftung erfolgt über das BA-Verfahren ERP/SAP. Es gelten die Bestimmungen 
der Bundeshaushaltsordnung und der dazugehörigen Weisung HBest. 
Für die Freie Förderung sind die im Kontierungshandbuch festgelegten Kontierungselemente 
und die Bewirtschaftungshinweise in der jeweils aktuellen Fassung maßgeblich. 

4.6 Statistik; Teilnehmerstatus  
Die in den IT-Verfahren COSACH und VerBIS erfassten Daten sind Grundlage für die Bericht
erstattung durch die Statistik der BA (§ 53 SGB II). Zur Sicherstellung einer vollständigen und 
inhaltlich richtigen Datenbasis sind die Informationen zur Leistungsgewährung in den IT-Ver
fahren zeitnah, richtig und vollständig zu erfassen und zu aktualisieren.  
Teilnehmende an Maßnahmen der Freien Förderung gelten nicht als arbeitslos, sondern ar
beitsuchend. Einzelfallförderungen außerhalb von Maßnahmeteilnahmen haben keinen Ein
fluss auf den Status (s. Arbeitshilfe Maßnahmen, Leistungen und Statusassistent).  
In VerBIS nimmt der Statusassistent am Tag nach Maßnahmeende eine automatisierte Sta
tusfestlegung vor (vgl. Nr. 6.3 und 14 der o.g. Arbeitshilfe). Dieser Status ist durch die IFK im 
Rahmen des Absolventenmanagements (2.9) zu prüfen und ggf. zu aktualisieren. 

4.7 Aufbewahrungsfrist 
Die Aufbewahrungsfristen sind dem Aktenplan SGB II zu entnehmen. 
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